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Zum grob fahrlässigen Herbeiführen eines Auffahrunfalles.  
 

§ 110 SGB VII 
 
Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main vom 03.11.2006 – 2-27 O 306/04 –  
 
Das Landgericht hat im vorliegende Fall einen Anspruch einer Berufsgenossenschaft nach 
§ 110 SGB VII gegenüber dem nach § 105 SGB VII haftungsprivilegierten Schädiger  
bejaht. Das Auffahren des Schädigers auf ein Stauende stelle ein grob fahrlässiges Ver-
halten dar. Obwohl er als Fahrer eines LKW, in dem sich auch sein Arbeitskollege in einer 
Koje hinter dem Führerhaus befunden habe, das Stauende auf eine Entfernung von 1000 
m habe einsehen können, sei er ungebremst auf einen anderen LKW aufgefahren. Der 
Schädiger wurde durch den Aufprall aus dem Führerhaus auf die Fahrbahn geschleudert, 
sein Arbeitskollege wurde aus dem total beschädigten Führerhaus geborgen und mit 
einem Rettungswagen in ein Krankenhaus gebracht. 
Grobe Fahrlässigkeit ist vorliegend nach Auffassung der erkennenden Kammer sowohl in 
objektiver wie subjektiver Hinsicht gegeben. Der Fahrer des LKW (Schädiger) sei etwa 40 
Sekunden lang über eine Strecke von etwa einem Kilometer auf ein objektiv  erkennbares 
Stauende zugefahren. Er hätte demnach genügend Zeit und ausreichende Möglichkeit 
gehabt, die vor ihm liegende Situation zu erkennen und entsprechend zu reagieren. 
Stattdessen sei er nahezu ungebremst auf einen das Stauende bildenden LKW aufge-
fahren. Der Schädiger habe daher über einen Zeitraum von 40 Sekunden den vor ihm 
liegenden Verkehr nicht beobachtet, was unter Abwägung mit den Sorgfaltspflichten, die 
einem LKW-Fahrer beim Führen eines Lastzugs auf der Autobahn, noch dazu bei einer 
Geschwindigkeit von knapp 90 km/h, treffen würden, als grobe Sorglosogkeit oder 
leichtfertige Unachtsamkeit zu werten sei.  
Auch wenn ein subjektiv nicht entschuldbares Verhalten nicht durch Zeugenaussagen 
oder Sachverständigengutachten positiv bewiesen sei, könne - so die Kammer - vom 
äußeren Geschehensablauf und dem Ausmaß des objektiven Pflichtverstoßes auf die 
inneren Vorgänge und deren gesteigerte Vorwerfbarkeit geschlossen werden. Es könne 
vorliegend als gesichert angesehen werden, dass der Schädiger vor dem Zusammenstoß 
nicht völlig eingeschlafen sei, weil er in dem Zeitraum von 40 Sekunden vor dem Auf-
fahren notwendigerweise die Lenkung habe nachregeln müssen, um nicht aus der Fahr-
spur zu geraten. Andere Alternativursachen, die das objektiv grob fahrlässige Verhalten 
von Verkehrsteilnehmern in der Vergangenheit subjektiv "in einem milderen Licht 
erscheinen ließen", könnten es hier nicht rechtfertigen, den subjektiven Schuldvorwurf 
geringer als grob fahrlässig zu werten. Dies gelte auch für die Annahme eines Augen-
blicksversagens oder einer Aufmerksamkeitsstörung des Schädigers in der Vorphase des 
Einschlafens. Denn das Steuern eines zweigliedrigen Lastzugs mit einer Geschwingigkeit 
von knapp 90 km/h über die Autobahn sei derart gefährlich, dass an den Verkehrsteil-
nehmer besonders hohe Anforderungen zu stellen seien, und ein Maß an Konzentration 
verlangt werden könne, das es ihm ermögliche, ein Stocken des Verkehrs oder einen Stau 
wahrzunehmen und darauf zu reagieren; dies hätte auch dem Schädiger als erfahr-enem 
Berufskraftfahrer bewusst gewesen sein müssen. Für das Außerachtlassen dieser 
notwendigen Sorgfalt sei eine kurzfristige Geistesabwesenheit oder Aufmerksamkeits-
störung keine ausreichende, entschuldigende Begründung. Auch etwaige nicht auzu-
schließende Aufmerksamkeits- oder Konzentrationstörungen hätte der Schädiger 
bemerken und zum Anlass für ein sofortiges Anhalten des Fahrzeugs nehmen müssen.  
 
Das LG Frankfurt hat mit Urteil vom 03.11.2006 – 2-27 O 306/04 –  
wie folgt entschieden: 
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